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Drucksache IV/ 397 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. Mai 1962 

3 — 23205 — 2618/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Bundes-Seuehengesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Gesundheitswesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 242. Sitzung am 16. März 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundes-Seuchengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§ 1 

Das Bundes-Seuchengesetz vom 18. Juli 1961 (Bun- 
gesetzbl. I S. 1012) wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 14 wird folgender § 14 a eingefügt: 

„§ 14 a 

Bei öffentlich empfohlenen Schutzimpfungen 
oder bei Impfungen nach § 17 Abs. 4 des Sol- 
datengesetzes dürfen zugelassene Impfstoffe 
verwendet werden, die abgeschwächte Erreger 
enthalten, welche von den Geimpften ausge- 
schieden werden und von anderen Personen auf- 
genommen werden können. Insoweit wird das 
Grundrecht der körperlichen Unversehrtheit 
(Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz) einge- 
schränkt." 

2. § 51 erhält folgenden Absatz 4: 

"(4) Bei Impfungen nach § 14 a gelten die 
Absätze 1 bis 3 entsprechend, wenn eine andere 
als eine geimpfte Person durch ausgeschiedene 
Erreger einen über das übliche Ausmaß einer 
Impfreaktion hinausgehenden Gesundheitsscha- 
den erleidet. Ein Gesundheitsschaden, der seiner 
Art nach durch nusgeschiedene Erreger verur- 
sacht sein kann, gilt als durch diese Erreger ver- 
ursacht, es sei denn, daß er nach wissenschaft- 
licher Erkenntnis mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit nicht durch ausgeschiedene 
Erreger hervorgerufen worden ist." 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin, 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. § 51 Abs. 4 des Bundes-Seuchengeset- 
zes in der Fassung dieses Gesetzes findet auch An- 
wendung, wenn die Impfung vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes stattgefunden hat. 
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Drucksache IV/397 


Begründung 


Die übertragbare Kinderlähmung (Poliomyelitis) 
bedroht in zunehmendem Maße die Gesundheit der 
Bevölkerung der Bundesrepublik. Nach wissen- 
schaftlicher Auffassung besteht das einzige Mittel, 
dieser Seuche Herr zu werden, in der Schutzimpfung. 
Bisher stand für diese Zwecke nur der Impfstoff 
nach Salk zur Verfügung, der dem Körper durch 
3 bis 4 zeitlich auseinanderliegende Injektionen 
beigebracht wird. Obwohl die Verwendung dieses 
Impfstoffes der Bevölkerung von den Behörden 
empfohlen wurde, hat sie sich an der Impfung nur 
in geringem Umfang beteiligt. Neben diesem Impf- 
stoff steht neuerdings der Impfstoff nach Sabin zur 
Verfügung. Im Gegensatz zu dem Impfstoff nach 
Salk, der abgetötete Erreger der Poliomyelitis (Polio- 
erreger) enthält, besteht der Impfstoff nach Sabin 
aus lebenden abgeschwächten Polioerregern (Lebend- 
impfstoff). Die Anwendung dieses Impfstoffes, der 
nicht eingespritzt, sondern geschluckt wird, ist er- 
heblich einfacher als die des Salk-Impfstoffes. Es ist 
daher zu erwarten, daß die Bevölkerung von der 
Möglichkeit, sich auf diese Weise gegen die über- 
tragbare Kinderlähmung impfen zu lassen, in we- 
sentlich größerem Umfang Gebrauch machen wird 
als von dem Salk-Impfstoff. Die Impfungen sollen 
als öffentliche, unentgeltliche Schutzimpfungen (§ 14 
des Bundes-Seuchengesetzes) durchgeführt werden. 

Die durch die Impfung dem Körper einverleibten 
lebenden abgeschwächten Polioerreger werden von 
den Geimpften durch den Stuhl ausgeschieden und 
können im Wege von Kontakten auf andere» Personen 
übertragen werden, die ihrerseits nicht gewillt sind, 
sich einer Impfung mit Lebendimpfstoff zu unter- 
ziehen. Die öffentliche Verwendung eines Impfstof- 
fes, als deren Folge lebende abgeschwächte Polio- 
erreger von geimpften auf nicht-impfwillige Perso- 
nen übertragen werden können, ist ein Eingriff in 
das Grundrecht dieser Personen auf körperliche Un- 


versehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 GG). Ein solcher Ein- 
griff ist nur auf Grund eines Gesetzes zulässig, 
durch das 'dieses Grundrecht eingeschränkt wird. 
Diesem Zweck dient die Einfügung eines neuen 
§ 14 a in das Bundes-Seuchengesetz, der gleichzeitig 
die Verwendung eines solchen Impfstoffes für zu- 
lässig erklärt und damit — unbeschadet einer et- 
waigen Verantwortlichkeit für schuldhafte Verstöße 
gegen Sorgfaltspflichten — in zivil- und strafrecht- 
licher Hinsicht einen Rechtfertigungsgrund schafft. 
Das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit 
wird nicht in seinem Wesensgehalt angetastet; der 
Vorschrift des Artikels 19 Abs. 2 GG ist daher 
genügt (§ 1 Nr. 1). 

Personen, die sich auf Grund einer öffentlichen Emp- 
fehlung mit einem Impfstoff der bezeichneten Art 
haben impfen lassen und dabei einen über das üb- 
liche Ausmaß einer Impfreaktion hinausgehenden 
Gesundheitsschaden erleiden, haben Anspruch auf 
Entschädigungsleistungen gemäß § 51 des Bundes- 
Seuchengesetzes. Dasselbe muß für Personen gel- 
ten, die von Geimpften ausgeschiedene Erreger auf- 
genommen und — * was in ganz seltenen Fällen 
eintreten kann — als Folge davon einen Impfscha- 
den der genannten Art erleiden. Dies soll durch 
einen neuen Absatz 4 in § 51 klargestellt werden. 
Da in diesen Fällen dem Erkrankten der Nachweis 
des ursächlichen Zusammenhangs nur schwer mög- 
lich sein wird, wird eine gesetzliche Vermutung 
für einen solchen Zusammenhang geschaffen, die je- 
doch durch den Nachweis widerlegt werden kann, 
daß nach wissenschaftlicher Erkenntnis der Gesund- 
heitsschaden mit an Sicherheit grenzender Wahr- 
scheinlichkeit nicht durch ausgeschiedene Erreger 
hervorgerufen ist (§ 1 Nr. 2). 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes folgt 
aus Artikel 74 Nr. 19 GG. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Bundes-Seuchengesetz ist mit Zustimmung 
des Bundesrates erlassen worden. Die Änderung 
eines mit Zustimmung des Bundesrates erlas- 
senen Gesetzes bedarf nach der vom Bundesrat 
ständig vertretenen Auffassung ebenfalls seiner 
Zustimmung. 


2. Zu § 1 

a) Es ist folgende Nr. 1 a einzufügen: 

,1 a. In § 18 Abs. 1 Satz 2 sind hinter den 
Worten „in einem Krankenhaus" die 
Worte „oder in einer Vollzugsanstalt" 
und hinter den Worten „in diesem 
Krankenhaus" die Worte „oder in die- 
ser Vollzugsanstalt" einzufügen.' 


Begründung 

Die im Gesetz vorgesehenen Ausnahmerege- 
lungen für Krankenhäuser (§ 18 Abs. 1 Satz 2), 
für die Bundeswehr (§ 78) und für die Deut- 
sche Bundesbahn (§ 79) sind auch für den 
Vollzugsdienst notwendig. Die Vorführung 
der Gefangenen vor das Gesundheitsamt ist 
aus Gründen der Sicherheit, wegen des star- 
ken Wechsels unter den Gefangenen und 
wegen der personellen Belastung der Anstal- 
ten praktisch nicht durchführbar. 

b) Satz 2 des unter Nr. 2 angefügten neuen Ab- 
satzes 4 des § 51 ist wie folgt zu ändern: 
„Zum Nachweis eines Gesundheitsschadens 
auf Grund einer Impfung gemäß § 14 a genügt 
die Wahrscheinlichkeit des ursächlichen Zu- 
sammenhangs mit der Verwendung von ab- 
geswächten Erregern." 

Begründung 

Der Bundesrat hält die vorgesehene Beweis- 
lastregelung für zu weitgehend, da sie die 
ohnehin bestehende Gefahr mißbräuchlicher 
Inanspruchnahme von Entschädigungsleistun- 
gen in unzuträglicher Weise erhöhen würde. 


Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates Stellung wie folgt: 

Den Änderungsvorschlägen zu 1. und 2. a) wird zu- 
gestimmt. 

Die Bundesregierung teilt zwar nicht die Auffassung 
des Bundesrates, das Gesetz zur Änderung des Bun- 
des-Seuchengesetzes bedürfe schon deshalb der 
Zustimmung des Bundesrates, weil das Bundes- 
Seuchengesetz mit Zustimmung des Bundesrates 
erlassen worden ist. Die Bundesregierung hält je- 
doch die Auffassung für vertretbar, daß das Ände- 
rungsgesetz mit Rüdesicht auf die in Nr. 2 Buch- 
stabe a der Stellungnahme des Bundesrates vorge- 


schlagene Änderung des § 18 Abs. 1 des Bundes- 
Seuchengesetzes der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf. Sie ist deshalb damit einverstanden, daß 
das Änderungsgesetz die vom Bundesrat vorge- 
schlagene Eingangsformel erhält. 

Zu dem Vorschlag 2. b) wird folgendes bemerkt: 

Der Bundesregierung erscheint die Regelung der 
Beweislast nach dem Vorschlag des Bundesrates für 
den Geschädigten nicht zumutbar. Sie kann die Be- 
fürchtung des Bundesrates, daß durch die Fassung 
der Regierungsvorlage die behauptete Möglichkeit 
einer mißbräuchlichen Inanspruchnahme erhöht 
würde, nicht teilen. 
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